
4. Änderung der Satzung für die Benutzung des Festsaales Böchingen 

 

§ 10 wird wie folgt ergänzt: 

Nummer 2 e) Die gesetzlichen Regelungen der Ruhezeiten sind einzuhalten. 

 

§ 12 

Benutzungsgebühren 

Nummer 3 wird wie folgt geändert: 

Auswärtige Veranstalter: 300,00 EUR 

 

Nummer 4 wird wie folgt geändert: 

Private Familienfeste von Auswärtigen: 300,00 EUR 

Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

Sonstige auswärtige Nutzer: 300,00 EUR 

Nummer 8 wird wie folgt geändert: 

a) Kosten für Strom und Wasser: Pauschalbetrag in Höhe von 50,00 EUR 

b) Heizkosten: Bei Vermietungen in den Monaten Oktober – März wird eine 

Heizungspauschale in Höhe von 25,00 EUR erhoben. In den anderen Monaten 

wird eine Heizungspauschale erhoben, wenn diese Leistung tatsächlich in 

Anspruch genommen wurde. 

c) Reinigung: der Nutzer hat die Möglichkeit den Saal inkl. Toiletten und Küche 

selbst zu reinigen. Ersatzweise kann hier eine Gebühr von 45,00 EUR pro 

Stunde erhoben werden. 

d) Müll: Der vom Nutzer verursachte Müll ist von diesem selbst zu entsorgen. 

Ersatzweise kann hier eine Gebühr in Höhe von 15,00 EUR (pro 60 Liter Sack) 

erhoben werden. 

     

Nummer 10 wird wie folgt geändert: 

Die Benutzungsgebühr ist zugunsten der Ortsgemeinde Böchingen an die 

Verbandsgemeindekasse Landau-Land zu zahlen. Bei Vertragsabschluss kann eine 

Kaution in Höhe von 500,00 EUR verlangt werden, die mit den anfallenden Kosten 

verrechnet wird. 

 



Artikel 2 

Die Änderung der Satzung für die Benutzung des Festsaales Böchingen tritt am Tage 

nach Ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

 

Böchingen, den 10.06.2025 

Sarah Vollmar 

Ortsbürgermeisterin  

 

 

Hinweis: 

Es wird darauf hingewiesen, dass Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften der Gemeindeordnung von Rheinland-Pfalz oder aufgrund 

dieses 

Gesetzes zustande gekommen sind, ein Jahr nach der Bekanntmachung als von 

Anfang 

an gültig zustande gekommen gelten. Dies gilt nicht, wenn 

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die 

Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder 

 

2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss 

beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschriften 

gegenüber der Verbandsgemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts, 

der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat. 

 

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach 

Ablauf  

der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen. 

Landau in der Pfalz, den 15.05.2025 

Verbandsgemeindeverwaltung Landau-Land 

Torsten Blank 

Bürgermeister 

 

   


